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Lohnsteigerungen keine „Produktivitätspeitsche“:  
Eine Untersuchung für das Verarbeitende Gewerbe Ostdeutschlands 

Die Bedeutung der Lohnentwicklung für das ge-
samtwirtschaftliche Wachstum und die Beschäfti-
gung in Ostdeutschland wird sehr unterschiedlich 
diskutiert. Jenseits der üblichen Argumentation für 
oder gegen Lohnzurückhaltung findet sich die These, 
dass hohe Lohnsteigerungen einen direkten pro-
duktivitätstreibenden Impuls darstellen können. Mit 
der vorliegenden Untersuchung wird diese spezifi-
sche Fragestellung aufgegriffen. Die Nutzung re-
präsentativer Betriebspaneldaten der Jahre 1998 bis 
2000 erlaubt es, grundsätzlich neue Untersuchungs-
wege auf mikroökonomischer Ebene zu beschrei-
ten. Im Ergebnis findet obige These für die Mehr-
zahl der Betriebe keine Bestätigung. Für bestimmte 
Betriebe ist sogar ein negativer Einfluss von Lohn-
steigerungen auf die Produktivitätsentwicklung und 
sonstige betriebliche Kennzahlen festzustellen. Die 
Befunde sprechen daher für eine „maßvolle“ und 
betrieblich differenzierte Lohnpolitik.  

Problemstellung 

Treiben Lohnsteigerungen – eine einseitige Kau-
salrichtung unterstellend – tatsächlich die Ent-
wicklung der Arbeitsproduktivität voran, so kön-
nen sich daraus weitreichende Schlussfolgerungen 
für die Lohnpolitik ergeben. Lohnerhöhungen könn-
ten als ein eigenständiges Instrument bei der Be-
schleunigung des wirtschaftlichen Aufholprozesses 
in Ostdeutschland gerechtfertigt werden.  

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist der be-
hauptete Zusammenhang trivial und zwingend. 
Eine Steigerung der Pro-Kopf-Löhne wird mittel-
fristig mit einer Erhöhung der Pro-Kopf-Wert-
schöpfung (Produktivität) einhergehen. Keinesfalls 
eindeutig sind die einzelwirtschaftlichen Vorgänge 
infolge von Lohnsteigerungen.  

Zwei denkbare Szenarien sollen der Verdeut-
lichung dienen. Es sei angenommen, dass Lohn-
steigerungen der Produktivität vorauseilen. Eine 
gesamtwirtschaftliche Anpassung könnte sich dann 
zum einen darüber vollziehen, dass es den beste-
henden Betrieben mehrheitlich gelingt, ihre Pro-
duktivität zu steigern – entsprechend der aufge-
worfenen These. Zum anderen könnte man eine 
gesamtwirtschaftliche Produktivitätserhöhung auch 
dann beobachten, wenn die betriebliche Produkti-
vität mehrheitlich sinkt oder stagniert, die beson-
ders unterdurchschnittlich unproduktiven Betriebe 

aber aus dem Markt austreten. In diesem Falle wä-
ren die Auswirkungen auf den gesamtwirtschaft-
lichen Wohlstand, die Beschäftigung und die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit gänzlich andere 
als beim ersten Szenario. Ob Lohnsteigerungen 
wirklich einen eigenständigen Produktivitätsmotor 
darstellen, lässt sich somit sinnvoll nur für Mikro-
daten untersuchen. 

Die Analyse konzentriert sich dabei auf das 
Verarbeitende Gewerbe, welches sich mittlerweile 
zum Wachstumsmotor in Ostdeutschland entwi-
ckelt hat. Hier wird der Großteil der Investitionen 
und marktnahen Innovationen getätigt und damit 
über die Kapitalakkumulation und den technischen 
Fortschritt entscheidend zum Wirtschaftswachstum 
beigetragen. Allerdings ist gerade dieser Wirt-
schaftsbereich wegen seiner überregionalen Orien-
tierung auch besonders anfällig gegenüber Kosten-
steigerungen, die nicht in die Preise überwälzt 
werden können. Dabei sind die Arbeitskosten von 
großer Bedeutung. Welche Rolle Lohnsteigerun-
gen bei der Entwicklung des Verarbeitenden Ge-
werbes spielen, hat somit unmittelbare Aussage-
kraft für den wirtschaftlichen Aufholprozess in 
Ostdeutschland. 

Auf Lohnsteigerungen sind viele verschiedene 
Reaktionen möglich. Sie äußern sich beispiels-
weise im Investitionsverhalten oder in der Be-
schäftigung – betrieblichen Kenngrößen, die auch 
von vielfältigen anderen Einflüssen abhängen und 
deren Produktivitätswirkungen nicht immer ein-
deutig sind. Im empirischen Teil der Arbeit wird 
deshalb nicht versucht, die Wirkungsmechanismen 
und Rückkoppelungen im Einzelnen zu analysie-
ren, sondern es wird die direkte Abhängigkeit der 
Produktivitätsänderungen von Lohnsteigerungen 
untersucht. 

Eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität infolge 
von Lohnsteigerungen kann sich ergeben über:11  

                                                      
11  Daneben mag man an den Einfluss von Effizienzlöhnen 

denken, die auf eine Verbesserung der Arbeitsproduktivität 
über die Anreiz- und Motivationsfunktion des Lohnauf-
schlags abstellen. Ein permanentes Produktivitätssteige-
rungspotential ist über diesen Weg nicht erkennbar und 
eine Untersuchung sollte zudem bei den einzelnen Be-
schäftigten ansetzen. Deshalb erfährt der Effizienzlohnan-
satz keine weitere Beachtung. Vgl. WEISS, A.: Efficiency 
Wages: Models of Unemployment, Layoffs and Wage Dis-
persion. Princeton 1990. 
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1. Substitution: d. h. Einschränkung des Arbeits-
einsatzes zugunsten von Kapital.12  
Steigen die Lohnkosten schneller als die Ar-
beitsproduktivität, so liegt Anpassungsdruck 
vor. Darauf können die Unternehmen mit einer 
Verringerung des relativen Arbeitseinsatzes re-
agieren. Dies geht aber zu Lasten der Beschäf-
tigung im Unternehmen und setzt voraus, dass 
überhaupt Freisetzungsspielräume existieren. 
Entscheidend ist also, ob die Produktionstech-
nologie eine nachträgliche Substituierung der 
Arbeitsfaktoren zulässt (Putty-Putty-Technolo-
gien). Auch die aktuelle Kapazitätsauslastung 
und der Kündigungsschutz spielen eine Rolle. 
Eine auf diesem Wege erzielte Produktivitäts-
steigerung wird auch als Entlassungsprodukti-
vität bezeichnet. 

2. Fortschritt: Steigerung der technischen Produk-
tionsfähigkeit und der Qualität der Produkte.13 
Dieser Weg zur Verbesserung der Arbeitspro-
duktivität führt über Innovationen und Verbes-
serungen organisatorischer Abläufe. Bei glei-
chem Faktoreinsatz kann man einen höheren 
Ausstoß erreichen (Prozessinnovation) bzw. für 
neue Produkte höhere Erlöse erzielen (Produkt-
innovation). Die gestiegene preisliche und nicht-
preisliche Wettbewerbsfähigkeit wird in einer 
höheren Wertschöpfung und damit einer höheren 
Arbeitsproduktivität zum Ausdruck kommen.  

Den positiven Produktivitätswirkungen der Lohn-
steigerungen können aber auch negative oder neut-
rale Effekte gegenüberstehen, wenn die Unterneh-
men defensiv-ausweichend auf Lohnsteigerungen 
reagieren.  

So verlassen Betriebe unter Umständen die Ta-
rifbindung oder verlagern ihre Produktion an billi-
gere Standorte. Es ist auch möglich, dass sie den 
Kostensteigerungseffekt einfach akzeptieren und 
Gewinnminderungen hinnehmen oder, um dies zu 
vermeiden, ihre Investitionen einschränken. Lang-
fristig erhöht dies die Wahrscheinlichkeit einer In-
solvenz.  

Befinden sich Unternehmen in einer starken 
Marktstellung, so ist auch denkbar, dass sie Lohn-
druck auf ihre Preise überwälzen. Repräsentative 
Untersuchungen über Preisüberwälzungsvorgänge 
sind auf Betriebsebene jedoch nicht möglich. 

                                                      
12  Vgl. HINZE, J.: Aussagefähigkeit internationaler Arbeits-

kostenvergleiche: methodische Grundlagen, empirische Er-
gebnisse und wirtschaftspolitische Schlussfolgerungen. 
Baden-Baden 1997, S. 70. 

13  Vgl. ebenda. 

Zur Situation im ostdeutschen Verarbeitenden 
Gewerbe 

Nach den starken Lohnsteigerungen14 zu Beginn 
der 90er Jahre hat sich die Anpassungsgeschwin-
digkeit an das westdeutsche Lohnniveau deutlich 
verlangsamt. Bis heute hat sich die Angleichung 
vor allem im öffentlichen Dienst und in der Land- 
und Forstwirtschaft am weitesten vollzogen, beim 
Verarbeitenden Gewerbe ist sie dagegen am ge-
ringsten geblieben.15 Es scheint offensichtlich, 
dass die Lohnanpassung durch die immer noch be-
stehende Produktivitätslücke gegenüber West-
deutschland beschränkt wird.16 Die Enge dieses 
Zusammenhangs wird vor allem durch die Inten-
sität des überregionalen Wettbewerbs bestimmt. 
Die Unternehmen befinden sich zumeist in einer 
schwachen Marktposition. Agieren sie auf überre-
gionalen Märkten, so werden die Preise durch die 
Konkurrenten in Westdeutschland oder im Aus-
land gesetzt. In ostdeutschen Regionalmärkten ist 
wiederum die Kaufkraft deutlich geringer. Die da-
durch fehlenden Preisüberwälzungsspielräume füh-
ren dazu, dass Lohnkosten unmittelbar auf die 
Gewinnsituation durchschlagen. Insbesondere die 
geringe Wertschöpfungstiefe der ostdeutschen Un-
ternehmen und ihre Abhängigkeit von häufig zu 
westdeutschen Preisen bezogenen Vorleistungen, 
die zudem größtenteils als unverhandelbarer Kos-
tenblock wirken, erklärt die besondere Bedeutung 
der Lohnkosten. Bei genauer Betrachtung zeigt 
sich allerdings, dass der Anteil der Lohnkosten am 
Produktionswert des Verarbeitenden Gewerbes all-
gemein gering ist (Gesamtdeutschland 2000  
-16,9%17). Der Anteil der Vorleistungskosten liegt 
dagegen bei 69,5%, zusätzlich fallen Kapitalkosten 
an. Die sektorenspezifischen Lohnkosten im Ver-

                                                      
14 Im Folgenden ist die Betrachtung auf abhängige Beschäfti-

gung gerichtet. Eine explizite Unterscheidung von Löhnen 
und Gehältern unterbleibt, vereinfachend wird von Lohn-
kosten gesprochen. 

15 Gemessen an der Grundvergütung und am Ortzuschlag für 
Angestellte im Bereich „Öffentliche Verwaltung, Verteidi-
gung, Sozialversicherung“ betrug die Angleichung im Jahre 
2001 schon 88,5%. Gemessen an der Bruttolohn- und Brut-
togehaltssumme je abhängig Beschäftigten betrug die An-
passung im Verarbeitenden Gewerbe 1991 30,4% gegenüber 
67,6% im Jahre 2001. Dies ist seit 1996 nahezu unverändert 
geblieben.  

16  Vgl. RAGNITZ, J.; MÜLLER, G.; WÖLFL, A. u. a.: Pro-
duktivitätsunterschiede und Konvergenz von Wirtschafts-
räumen – Das Beispiel der neuen Länder. IWH- Sonderheft 
3/2001, S. 42 f. 

17 Anteil der Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme am Brutto-
produktionswert. 
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arbeitenden Gewerbe haben damit im Vergleich zu 
den Vorleistungspreisen keine überragende Be-
deutung. Bedenkt man allerdings, dass die Vor-
leistungspreise überwiegend von Lohnkosten und 
Produktivitäten der anderen Sektoren abhängen, 
erkennt man die Bedeutung der Lohnkosten für die 
Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft. Aus 
der aktuellen Einschätzung der Unternehmer ergibt 
sich eindeutig, dass sie die Lohnkosten als zentra-
len Standortfaktor bewerten.18 

Weiterhin haben die Unternehmen die Mög-
lichkeit, sich der branchenweisen Tarifsetzung zu 
entziehen. So unterlagen im Jahr 2000 nur noch 
27% der ostdeutschen Betriebe, die allerdings 55% 
der Beschäftigten auf sich vereinten, einer Tarif-
bindung – überdies mit fallender Tendenz.19 Die 
Unternehmen sind aber grundsätzlich nicht in der 
Lage, eingegangene Tarifbindungen kurzfristig 
aufzulösen. 

Zum Vorgehen 

Es soll untersucht werden, ob die Lohnentwick-
lung als produktivitätssteigernder Impuls auf Un-
ternehmen des Verarbeitenden Gewerbes in Ost-
deutschland gewirkt hat.  

Die Untersuchung stützt sich auf das IAB-
Betriebspanel20 der Jahre 1998 bis 2001 mit be-
trieblichen Einzeldaten für das Verarbeitende Ge-
werbe Ostdeutschlands. Erhebungseinheit sind also 
Betriebe, nicht Unternehmen.21 Mehrere Erhe-
bungsjahrgänge sind erforderlich, um die Entwick-
lung bestimmter Merkmale zu betrachten. Weil 
nicht alle Datensätze vollständig sind, schrumpft 
die endgültige Zahl der Panelfälle entsprechend 
zusammen.  

Die Produktivität wird für die Wertschöpfung 
und alternativ für die Umsätze berechnet.22 Für die 

                                                      
18  Vgl. BRENKE, K.: Standortbedingungen in Ostdeutschland 

verbessert, in: DIW Berlin: Wochenbericht 3/02, Tabelle 1.  
19  Vgl. WSI-TARIFARCHIV, in: http://www.boeckler.de/ 

wsi/tarchiv/tiu/, Stand 6.08.2002. 
20  IAB – Institut für Arbeitsmarkt- und Betriebsforschung, 

Nürnberg. Vgl. BELLMANN, L.; KÖLLING, A. u. a.: Co-
debook zum IAB-Betriebspanel 2000, 3. erweiterte und 
verbesserte Auflage. Nürnberg 2001 und INFRATEST SO-
ZIALFORSCHUNG (Hrsg.): Arbeitgeberbefragung 2000. 

21  Von Vorteil ist die Betriebssicht erhebungstechnisch auf-
grund der für die Befragten unmittelbar verfügbaren be-
trieblichen Kennzahlen wie Umsatz, Lohn- und Gehalts-
summe usw. Nachteilig ist unter Umständen, dass die Be-
fragten nicht zwingend zu den Entscheidungsträgern auf 
Unternehmensebene zählen. 

22 Produktivität = Wertschöpfung/Erwerbstätige = Umsatz mi-
nus Vorleistungen/Erwerbstätige. Sie wird durch absatzsei-

Lohnkosten stehen Angaben zur Lohn- und Ge-
haltssumme des Monats Juni zur Verfügung, die 
auf das Jahres hochgerechnet werden. 

 
Kasten 1:  

Differenzenmodell: 

...)( 3;21;1; DummyÜLWSP tititi βββα ++∆+=∆ −  

i – Laufindex für Panelfälle; t – Laufindex für 
das Jahr; P – Produktivitätsmaß; L – Lohnkos-
ten je abhängig Beschäftigten; Ü – Überstun-
den pro Kopf; WS – Wertschöpfung. 
 
Indem verzögerte Veränderungsgrößen zuein-
ander in Beziehung gesetzt werden, sollen Re-
aktionszusammenhänge aufgezeigt werden, 
was mit der Modellierung von Niveaugrößen 
nicht möglich wäre. 

Zusätzliche Kontrollvariablen werden einge-
führt.  
–  Überstunden pro Kopf eignen sich als Indi-

kator für die Kapazitätsauslastung.  
–  Dummies für Branchen sollen die unter-

schiedliche Produktionstechnologie, Wett-
bewerbsintensität und Lage im Konjunktur-
zyklus berücksichtigen. 

–  Dummies für unterschiedliche Betriebsgrö-
ßen internalisieren Skaleneffekte. 

–  Dummies für den mehrheitlichen Besitz 
durch ostdeutsche oder auswärtige Eigner 
sollen berücksichtigen, dass Tochterfirmen 
letzterer  vermutlich bessere Umstrukturie-
rungsmöglichkeiten haben.  

–  Die Bezuschussung der Lohn- und Gehalts-
kosten kann den Anpassungsdruck mildern 
und wird deshalb mit einem Dummy abge-
bildet.  

 
Zum Nachweis der Kausalrichtung wird ein dy-

namischer Ansatz verwendet, der Löhne vergange-
ner Jahre zur Erklärung von Produktivitäten nach-
folgender Jahre in Beziehung setzt. Eine Bereini-
gung um Preiseffekte kann wegen fehlender Daten 
nicht erfolgen. Im Zentrum der Betrachtung steht 
ein dynamisches Differenzenmodell.  

                                                                                    
tige Restriktionen (durchsetzbarer Preis, Aufnahmefähig-
keit der Märkte, Konkurrenzsituation), andere Kostenkom-
ponenten, statistische Zubuchungen (wertschöpfungsinten-
sive Firmenzentralen meist nicht im Osten) und vieles an-
dere mehr verzerrt. Vgl. RAGNITZ, J.; MÜLLER, G.; 
WÖLFL, A. u. a., a. a. O.  
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Ergebnisse anhand der Einzeldatensätze der 
Jahre 1998 bis 2000 

Alle Betriebe: Die Schätzergebnisse des Differen-
zenmodells für alle Betriebe lassen keinen Einfluss 
der Lohnänderungen auf zeitlich nachlaufende 
Produktivitätssteigerungen erkennen. Dies gilt für 
die Betrachtung der Wertschöpfungs- und der Um-
satzproduktivität gleichermaßen. Aus der Vielzahl 
an Kontrollvariablen erscheinen allenfalls die Be-
sitzverhältnisse – ostdeutscher bzw. westdeutscher/ 
ausländischer Mehrheitsbesitz – nicht redundant.  

Im Verarbeitenden Gewerbe gab es in den spä-
ten 90er Jahren insgesamt kaum Lohnverbesserun-
gen. Die betrieblichen Einzeldaten weisen aber 
durchaus Variabilität der Lohnsteigerungen auf, so 
dass der fehlende statistische Zusammenhang nicht 
durch Mangel an effektiven Lohnimpulsen erklärt 
werden kann. Das Ergebnis ist eher darauf zurück-
zuführen, dass eine gepoolte Betrachtung Zusam-
menhänge verschleiert, wenn beispielsweise ge-
genläufige Anpassungsreaktionen bei den ver-
schiedenen Betrieben auftreten.  

Ausgewählte Betriebe: In einem zweiten Schritt  
werden deshalb nur potentiell lohnrestringierte Be-
triebe einbezogen. Das Vorliegen von Lohndruck 
wird damit operationalisiert, dass allein Betriebe 
betrachtet werden, deren prozentuale Lohnsteige-
rung (1998/1999) über der zeitlich gleichlaufenden 
Produktivitätssteigerung liegt (pLt; t - 1 > pPt; t - 1) und 
somit steigende Lohnstückkosten hervorruft.23  

Für die Betriebe mit steigenden Lohnstückkos-
ten von 1998 zu 1999 ergibt sich ein anderes Bild 
als bei der undifferenzierten Analyse. Die Schät-
zung zeigt nun einen gesicherten negativen Zu-
sammenhang zwischen der „Lohnänderung pro 
abhängig Beschäftigtem von 1998 zu 1999“ und 
der „Produktivitätsänderung pro Erwerbstätigen 
von 1999 zu 2000“.24 Je höher die Lohnsteigerung 
ist, umso kleiner fällt die Produktivitätsänderung 

                                                      
23  Die Tariforientierung als Auswahlkriterium allein eignet 

sich insofern schlecht – wie nachgeprüft wurde –, weil ver-
mutlich gerade leistungsfähige Betriebe in der Tarifbin-
dung verharren, hohe Lohnsteigerungen bei ihnen deshalb 
durchaus nicht über dem Produktivitätsrahmen hinausge-
hen müssen. 

24  Analysiert man auf der anderen Seite Unternehmen, deren 
Lohnsteigerungen in der Vergangenheit nicht über dem 
Produktivitätsspielraum lagen, so zeigt sich ein positiver, 
allerdings nicht-signifikanter Zusammenhang im Differen-
zenmodell. Die fehlende Signifikanz ist theoretisch inso-
fern plausibel, als damit gerade der nicht anzunehmende 
lohnkostenseitige Einfluss auf die Produktivitätsentwick-
lung bestätigt wird. 

aus. Der Erklärungsbeitrag der Kontrollvariablen 
kann vernachlässigt werden. 
 
Kasten 2: 

Für das um Redundanzen bereinigte Modell  
(R2

korr. = 0,24*; n = 85) schätzt man: 

∆P(WS)i;2000/1999 = - 1,3(*)∆Li;1999/1998  

  + 16388,4(*)  

* – signifikant mit maximal 5% Irrtumswahrschein-
lichkeit. Die Schätzung für den Lohneinfluss erweist 
sich im multivariaten als auch univariaten Ansatz als 
stabil; ein Hinweis, dass die Ergebnisse im multivari-
aten Modell mit Kontrollvariablen nicht durch multi-
kollineare Beziehungen gestört werden. 

 
Um dieses Ergebnis besser bewerten zu kön-

nen, wird für die Gruppe der lohnrestringierten 
Betriebe (steigende Lohnstückkosten 1999) und 
der nicht-lohnrestringierten Betriebe (sinkende 
oder konstante Lohnstückkosten 1999) in Tabelle 
eine Gegenüberstellung zentraler Kennzahlen vor-
genommen.25  

Das Ergebnis der Regressionsschätzung findet 
sich in den Kennzahlen wieder. In der Folge bauen 
lohnrestringierte Betriebe weniger Beschäftigung 
auf und schränken ihre Investitionen pro Erwerbs-
tätigen sehr viel deutlicher ein. Gerade damit wer-
den zukünftige Wachstumspotentiale verringert. 
Der Anteil der Betriebe, der aus dem Markt aus-
scheidet (Erlöschen in nachfolgenden Erhebungs-
wellen)26 ist leicht höher als in der Gruppe der 
nicht-lohnrestringierten Betriebe.27 Hinsichtlich 
des Anteils der Betriebe in den jeweiligen Grup-
pen, die bestimmte Innovationsaktivitäten zeigen 
bzw. Tariflöhne zahlen, lassen sich keine deutli-
chen Unterschiede erkennen.  

Geht Anpassungsdruck von den Löhnen aus, so 
scheinen die negativen Reaktionen im Sinne eines 
defensiv-ausweichenden Verhaltens zu überwiegen. 

                                                      
25  Die Unterschiede sind nicht statistisch absicherbar. Signifi-

kanztests auf Mittelwertsunterschiede sind in der vorlie-
genden geschichteten Stichprobe ohne Kenntnis der 
Schichtenstreuungen nicht zulässig. 

26 Das Kriterium „Erloschen“ oder „Neugründung“ im Panel 
ist insofern verzerrend, als es auch Veränderungen im Vor-
handensein von sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
beinhaltet und nicht allein den reinen Marktaustritt bzw.  
-eintritt abbildet. Betriebe, die mit mindestens einem ab-
hängig Beschäftigten fortbestehen, aber aus anderen Grün-
den nicht mehr an der Erhebung teilnehmen wollen, fallen 
nicht in die Kategorie „Erloschen“.  

27  Vgl. Fußnote 25. 
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Tabelle: 
Betriebsgruppenmerkmale in Abhängigkeit von Lohndruck  

 
p 99;98 - Lohnsatz

 >  p 99;98 - Produktivität
c 

(Lohndruck) 
p 99;98 - Lohnsatz

 ≤  p 99;98 - Produktivität
c 

(kein Lohndruck) 

Anteil „erloschener“ Betriebea  
(erloschen in Welle 2001) 

 2,7% (n = 223)  1%  (n = 196) 

Änderung des Erwerbstätigenzahl 1999/2000b  ± 0  (n = 162)  + 9 (n = 145) 

∅  Erwerbstätige, Betriebsgröße 2000b  26 (n = 162)  36 (n = 145) 

Änderung der Investitionen (DM)  
je Erwerbstätigen 1999/2000b 

 - 700 (n = 137)  + 18 000 (n = 114) 

∅  Investitionen (DM) je Erwerbstätigen 2000b  + 21 000 (n = 137)  + 33 000 (n = 114) 

Branchentariforientierung, 1999 gegenüber 2000 
Anteil der Betriebea 

- beibehalten  
- verlassen   
- zurückgekehrt 
- nicht zurückgekehrt 

 38% 
 16% (n = 71) 
 15% 

 31% ∑ = 100% 

 44% 
 8% (n = 64) 
 15% 

 33% ∑ = 100% 

Innovationen im Zeitraum 1999/2000  
Anteil der Betriebea  

- Produkt weiterentwickelt  
- für Betrieb neues Produkt eingeführt 
- für den Markt neues Produkt eingeführt   

 61% 
 40% (n = 162) 
 15% 

 60% 
 32% (n = 145) 
 21% 

a Anteil in der Stichprobe.  –  b Mit Querschnittshochrechnungsfaktoren der jeweiligen Welle gewogene Durchschnittsberechnung je Betrieb. – c p = re-
lative Änderung, n = valide Fälle (Betriebe). 

Quellen: IAB-Betriebspanel, Wellen 6 bis 9 (1998 bis 2001), ostdeutsches Verarbeitendes Gewerbe. 

Fazit 

Im Zeitraum 1998 bis 2000 zeigt sich für das Ver-
arbeitende Gewerbe in Ostdeutschland, dass die 
absolute Höhe der Lohnsteigerungen keinen Im-
puls für die Produktivitätsentwicklung darstellt, 
wenn man die Gesamtheit der Betriebe betrachtet. 
Zu berücksichtigen ist aber, dass Lohnsteigerungen 
erst dann einen Druck ausüben, wenn sie die Fak-
torpreisrelationen zuungunsten der Arbeit verschie-
ben – hier operationalisiert über steigende Lohn-
stückkosten. Aus diesem Blickwinkel offenbart 
sich, dass Lohnsteigerungen nicht als „Produktivi-
tätspeitsche“ wirken, sondern Investitionen und Be-
schäftigung verdrängen sowie zu verlangsamter 
Produktivitätsentwicklung führen.28 Es gelingt der 
Minderheit von Unternehmen mit erhöhten Lohn-
stückkosten nicht, durch eigene Initiative den nega-
tiven Impuls „Lohnsteigerung“ durch Rationalisie-
rung und Innovation zu kompensieren. Die zukünf-
tigen Wachstumspotentiale – Kapitalstock und Hu-
mankapital – werden sogar beschnitten. In einem 

                                                      
28 Dies ist zu trennen vom Sachverhalt, dass ein positiver Zu-

sammenhang zwischen den Niveaus der Löhne und der 
Produktivität nachweisbar ist. Er zeigt sich sehr eindeutig 
für semi-aggregierte Daten. Dies wurde für westdeutsche 
und ostdeutsche Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes in 
einer Nebenuntersuchung nachgewiesen.  

Quervergleich finden sich Anhaltspunkte dafür, 
dass Betriebe, in denen Lohnzurückhaltung geübt 
wurde (in Form sinkender Lohnstückkosten), eine 
bessere Entwicklung und ein günstigeres Entwick-
lungspotential aufweisen. Die These einer produkti-
vitätstreibenden Wirkung von Lohndruck ist für das 
ostdeutsche Verarbeitende Gewerbe im Zeitraum 
1998 bis 2000 und auf einzelwirtschaftlicher Be-
trachtungsebene zu verwerfen.29 

Die mikroökonomischen Befunde sprechen mit 
Blick auf das gesamtwirtschaftliche Beschäfti-
gungsvolumen und die Kapitalakkumulation für 
eine an der betrieblichen Situation orientierte und 
lohnstückkostenneutrale bzw. lohnstückkostensen-
kende Lohnentwicklung. Löhne als „Produktivitäts-
peitsche“ zu kennzeichnen ist volkswirtschaftlich 
trivial und einzelwirtwirtschaftlich sogar falsch. 
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29  Hinsichtlich dieser Ergebnisse ist anzumerken, dass sie 

durch die zeitliche Kürze des gegebenen Panels beschränkt 
sind. Eine Untersuchung der Zusammenhänge zwischen 
Lohnsteigerungen und Produktivitätsentwicklung unter Ein-
beziehung mehrjähriger Zeitverzögerungen war nicht mög-
lich. Ob der Befund nicht lediglich einen transitorischen 
Effekt beschreibt, muss deshalb vorerst offen bleiben.  


